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Mitt e Februar tagt in München 
zum 60. Mal die sogenannte 

Sicherheitskonferenz (früher: Wehr-
kundetagung). Etwa 50 Staats- und 
Regierungschefs vor allem der NATO-
Länder werden sich dabei zusammen 
mit Minister:innen, Konzernvor-
ständen und Vertreter:innen inter-
nationaler Organisationen im Hotel 
Bayerischer Hof versammeln. Die 
jährliche Tagung dient vor allem der 
Strategiediskussion unter den west-
lichen imperialistischen Staaten und 
ihren Verbündeten, auch wenn Ver-
treter:innen konkurrierender Länder 
zum Teil ebenfalls eingeladen sind.

Kriegsherde weltweit

Zu besprechen gibt es zwischen den 
Politiker:innen und Wirtschaft sbos-
sen derzeit besonders viel, denn die 
Welt wird an immer mehr Orten zum 
Pulverfass: Der Ausbruch des Ukra-
ine-Kriegs jährt sich kurz nach der 
Tagung bereits zum zweiten Mal. Der 
Krieg ist längst zum Abnutzungs-
krieg zwischen Russland und der 
NATO geworden, welche die ukrai-
nische Armee mit Waff en und Mu-
nition beliefert und für sich kämpfen 
lässt, und es ist noch lange nicht in 
Sicht, dass eine der beiden Seiten da-
bei in die Knie gehen würde. 

Im vergangenen Oktober begann mit 
dem Angriff  palästinensischer Wi-
derstandsgruppen unter Führung der 
Hamas auf Israel dann ein Krieg, der 
inzwischen weite Teile Westasiens 
mit einbezieht. Der Fokus liegt im 
Gazastreifen: Israel hat den Norden 
von Gaza bereits erobert und zum 
Teil dem Erdboden gleich gemacht. 
Seine Armee greift  nun auch den Sü-
den an und die Regierung Netanjahu 
hat deutlich gemacht, dass sie dauer-
haft  die Kontrolle über das gesam-
te Gebiet zwischen Mitt elmeer und 
Jordan haben will. Es zeichnet sich 
inzwischen ab, dass Israel eine ethni-
sche Säuberung des Gazastreifens an-
strebt. Etwa 30.000 Palästinenser:in-
nen sind durch den Gazakrieg bereits 
ums Leben gekommen.

Regionaler Krieg 
in Westasien

Doch der Krieg spielt sich nicht nur 
zwischen Israel und den Palästinen-
ser:innen ab, sondern umfasst auch 
andere Länder, insbesondere den 
Iran. Dieser hat vom Angriff  der Ha-
mas am 7. Oktober besonders profi -
tiert, da hierdurch eine Annäherung 
zwischen seinen beiden Erzfeinden 
Israel und Saudi-Arabien torpediert 
wurde. Die islamisch-fundamenta-

listische Hamas operiert zusammen 
mit der libanesischen Hisbollah-Mi-
liz und den Huthi-Rebellen im Jemen 
faktisch als Teil einer niedrigschwel-
ligen regionalen Kriegsführung des 
Chamenei-Regimes in Teheran. 

Besonders in die Schlagzeilen kamen 
die Huthi-Rebellen, die von ihren Ge-
bieten im Jemen aus die Seehandels-
route im Roten Meer — und damit 
eine Lebensader des Weltkapitalis-
mus — wiederholt angegriff en haben. 
Nach dem Beschuss und der Entfüh-
rung einer Reihe von Handelsschiff en 
durch die Huthis mussten einige Be-
triebe wie Tesla in Brandenburg ihre 
Produktion aussetzen, weil Teile fehl-
ten. Die USA und England haben da-
raufh in Ziele im Jemen bombardiert. 
Daneben gab es Drohnen- und Rake-
tenangriff e Israels im Libanon und in 
Syrien, unter anderem auf Vertreter 
von Hamas, Hisbollah und dem Iran. 
Die Hisbollah greift  den Norden Isra-
els immer wieder mit Raketen an, ein 
Ableger des „Islamischen Staats“ ver-
übte einen schweren Terroranschlag 
im Iran, dieser bombardierte wieder-
um Ziele in Pakistan und umgekehrt. 

Westasien, Ukraine, Afrika — und bald vielleicht Ostasien? Die imperialistischen 
Kriege weiten sich aus, werden immer blutiger und drohen sich zu einem neu-
en Weltkrieg zu verdichten. Deutschland bereitet sich darauf bereits intensiv vor. 
Schwächen sich die imperialistischen Mächte gegenseitig, könnte das neue Wege 
für den Sozialismus und die Befreiung unterdrückter Nationen eröff nen — aber 
nur, wenn es fortschrittliche Kräfte gibt, die diese Wege auch beschreiten können. 
Ein Kommentar von Thomas Stark

Die Internationale Jugend hat vor 
kurzem ihre Kampagne „One Class, 
One Struggle“ begonnen. Im Inter-
view berichtet Sina Mayer über In-
halte der Kampagne.  > Seite 6

„Ein ‚Wir‘ gibt es nur als 
Jugend der Arbeiter:in-
nenklasse“

Seit zwei Jahren wütet nun ein of-
fener Krieg zwischen Russland und 
der Ukraine. Er hat die geopoliti-
sche Landschaft  verändert und eine 
neue Ära der Militarisierung ein-
geleitet. Als handfester Ausdruck 
der „Zeitenwende“ wird die Bun-
deswehr mit der Übung „Qu adriga“ 
ihre größte off ene Truppenverle-
gung seit Ende des Kalten Krieges 
durchführen. > Seite 3

Zwei Jahre Ukraine Krieg

Großdemonstrationen gegen den 
Faschismus machen Mut angesichts 
dauerhaft er politischer Rechtsent-
wicklungen. Die bürgerliche Demo-
kratie wird uns aber nicht rett en. 
Das können wir als Arbeiter:innen 
nur selbst. Ein Kommentar über 
Antifaschismus und bürgerliche 
Demokratie. > Seite 4

Gegen AfD, Regierung 
und Kapitalismus

Traktor-Blockaden, LKW- und 
Bahnstreiks, Streiks im Handel: In 
den vergangenen Monaten wurde 
das Leben vieler Menschen immer 
wieder durch Streiks durcheinander 
gebracht. Ein Grund sich das Mitt el 
des Streiks einmal etwas genauer 
anzuschauen. > Seite 7

Ohne Streiks wird sich 
nichts verändern!

Was tun 
gegen ihre 
Kriege?

An den großen, hupenden Trak-
toren führt in den letzten Wochen 
kein Weg vorbei. In Konvois bahnen 
sie sich, mit Fahnen und Schildern 
bestückt, ihre Wege über Stadt und 
Land zu den vielen Protestaktionen 
vor Regierungs- und Verwaltungs-
gebäuden, auf Hauptstraßen und 
Marktplätzen.  > Seite 8

Proteste der Bäuer:innen 
und Landarbeiter:innen
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sucht China seine Macht zu zemen-
tieren, während die USA in der Re-
gion unter anderem die Philippinen 
und Vietnam unterstützen. Auch die 
seit Jahrzehnten latente Kriegsgefahr 
auf der koreanischen Halbinsel ver-
schärft  sich, seit Nordkorea erfolg-
reich Atomwaff en produziert und im 
Gegenzug für Rüstungsgeschäft e mit 
Russland Zugang zu fortgeschritt ener 
Militärtechnologie erhält, während 
die USA Südkorea weiter aufrüsten 
und gemeinsame Militärübungen ab-
halten. 

Deutschland rüstet auf

Vor dem Hintergrund dieser Weltla-
ge, die einen Dritt en Weltkrieg im-
mer mehr als realistisches Szenario 
erscheinen lässt, hat der deutsche 
Imperialismus seine alte Strategie der 
militärischen Zurückhaltung zu den 
Akten gelegt und will nun zu einer 
Kriegsmacht werden, die mit den 
anderen imperialistischen Staaten 
mithalten kann. Nach dem Beginn 
des Ukraine-Kriegs hat die Ampel-
Regierung ein Sondervermögen von 
100 Milliarden Euro für die Aufrüs-
tung bereitgestellt. 21 Milliarden 
Euro davon sind bereits für Waff en, 
Munition und weitere Rüstungsgü-
ter ausgegeben worden. Kriegsmi-
nister Pistorius spricht davon, dass 
Deutschland wieder „kriegstüchtig“ 
werden müsse und „ungefähr fünf 
bis acht Jahre“ habe, um aufzuho-
len — „sowohl bei den Streitkräft en 
als auch in der Industrie und in der 
Gesellschaft “. Sein Ministerium prüft  
derzeit Möglichkeiten zur Wiederein-
setzung der Wehrpfl icht. Die deut-
schen Rüstungsexporte haben 2023 
mit einem Wert von 12 Milliarden 
Euro einen neuen Rekord erreicht, 
unter den Top-10-Abnehmern fi nden 
sich neben der Ukraine und Staaten 
der EU und NATO auch Südkorea. 
Die Rüstungsindustrie boomt, fährt 
ihre Kapazitäten hoch und baut neue 
Produktionsstätt en. Dabei trifft   sie 
jedoch immer wieder auch auf Wi-
derstand aus der Bevölkerung: Wie 
z.B. die Firma Diehl Defence, die in 
Troisdorf ihre Munitionsfabrik ver-
größern will, oder Rheinmetall, das 
seine Pläne zum Bau einer Pulverfa-

brik im sächsischen Großenhain im 
vergangenen Sommer zurückziehen 
musste.

Perspektiven angesichts 
der Kriegsgefahr

Dieser spontane Widerstand, der 
die deutsche Rüstungsoff ensive be-
hindert, ist ein sehr gutes Zeichen. 
Denn die Kriege zwischen den impe-
rialistischen Mächten werden einzig 
und allein auf dem Rücken der Ar-
beiter:innen und der werktätigen Be-
völkerung in den jeweiligen Ländern 
ausgetragen, während kapitalistische 
Konzerne dabei Riesengewinne ein-
fahren.

Was ist jedoch die Perspektive für 
die Weltarbeiter:innenklasse ange-
sichts der immer weiter um sich grei-
fenden Kriege? Das können wir uns 
am Beispiel Westasien verdeutlichen. 
Während die imperialistischen Krie-
ge der letzten Jahrzehnte dort uner-
messliches Morden und Zerstörung 
gebracht haben, haben sie an be-
stimmten Punkten und zu bestimm-
ten Zeiten jedoch auch dazu geführt, 
dass die herrschende Ordnung ge-
schwächt wurde und sich revolutio-
näre Möglichkeiten eröff net haben. 

Dies geschah zum Beispiel im syri-
schen Bürgerkrieg, als die reaktionä-
re syrische Regierung im Jahr 2013 
die Kontrolle über Gebiete im Nor-
den des Landes aufgeben musste und 
die kurdische Befreiungsbewegung 
unter Führung der YPG (Volksver-
teidigungseinheiten) das entstande-
ne Machtvakuum ausnutzte, um dort 
selbst die Regierung zu übernehmen. 
Dies war der Beginn der Rojava-Re-
volution, die zur Schaff ung einer 
demokratischen, multiethnischen 
Selbstverwaltung unter Einbeziehung 
kommunistischer Kräft e geführt hat. 
Die Bevölkerung von Rojava konnte 
ihre demokratische Revolution bis 
heute auch gegen die schwersten An-
griff e vor allem des IS und des türki-
schen Staates verteidigen. Entschei-
dend war hierbei, dass die Führung in 
Rojava eigenständig, d.h. von den im-
perialistischen Mächten unabhängig 
war, die Widersprüche zwischen die-
sen Mächten ausnutzen konnte und 

sich in den Händen revolutionärer 
und fortschritt lich-demokratischer 
Kräft e befunden hat. Diese haben es 
geschafft  , die Spaltung zwischen den 
verschiedenen Nationalitäten in der 
Region zu überwinden und sie unter 
einem fortschritt lichen, auf gleiche 
demokratische Rechte und Frauenbe-
freiung zielenden Programm hinter 
sich zu versammeln.

Auch heute können sich durch den 
Krieg in Westasien revolutionäre 
Möglichkeiten zum Beispiel für die 
palästinensische Befreiungsbewe-
gung eröff nen. Dies wird aber nur ge-
lingen, wenn die Palästinenser:innen 
es ebenfalls schaff en, eine fortschritt -
liche, den nationalen Befreiungs-
kampf auf demokratischer Grundlage 
voranbringende Führung herauszu-
bilden und sich nicht von Mächten 
wie dem Iran, Ägypten oder der Tür-
kei abhängig zu machen. 

Auf Weltebene führen die Eskalatio-
nen, die der Imperialismus gesetzmä-
ßig immer wieder hervorbringt, zur 
Schwächung dieses Systems und zur 
Entstehung revolutionärer Möglich-
keiten für den Sozialismus — so wie 
historisch der Erste Weltkrieg den 
Boden für die russische Oktoberre-
volution von 1917 bereitet hat. Solche 
Möglichkeiten können heute eben-
falls nur in Realität verwandelt wer-
den, wenn es vorher gelingt, wie 1917 
in Russland, eine Kampforganisation 
der Arbeiter:innenklasse aufzubauen, 
die politisch und organisatorisch in 
der Lage ist, die proletarischen Mas-
sen in ihrem Land in diesen Kämpfen 
zu führen. Die Perspektive angesichts 
des Kriegsgeschehens liegt nicht bei 
dem einen oder anderen bürgerli-
chen Lager, seien es die Westmächte, 
Russland, Iran, China oder Nordko-
rea, und auch nicht bei deren Vasal-
len wie den Huthi-Rebellen oder der 
Hamas - sondern einzig und allein in 
den revolutionären Potentialen der 
Arbeiter:innenklasse. 

Die Lage wird immer unübersichtli-
cher, und inzwischen versuchen im-
mer mehr Staaten, aus den Konfl ikten 
in der Region Profi t zu schlagen und 
einen Machtzuwachs zu erringen, 
ob auf militärischem oder diploma-
tischem Wege. Dazu gehören auch 
die Türkei, Saudi-Arabien, Katar und 
Ägypten. Obwohl viele von ihnen 
noch abwarten und eine off ene Kon-
frontation so lange wie möglich ver-
meiden wollen — wie zum Beispiel 
der Iran mit Israel und den USA — 
hat die Situation in Westasien inzwi-
schen eine Dynamik angenommen, 
die einen großen regionalen Krieg in 
absehbarer Zeit immer wahrscheinli-
cher werden lässt. 

Afrika und die Pazifi kregion

Das blutigste Schlachtfeld des Welt-
imperialismus ist bereits seit langer 
Zeit Afrika. Allein in Äthiopien ka-
men 2022 mehr als 100.000 Menschen 
durch den dortigen Krieg in der Re-
gion Tigray ums Leben. Besonders 
betroff en sind auch die Staaten der 
gold- und rohstoff reichen Sahel-Zone 
wie Sudan, Mali, Burkina-Faso und 
Niger. Dort bekämpfen sich staatliche 
und ausländische Armeen, Warlords, 
Söldnergruppen wie die russische 
„Wagner“-Armee und jihadistische 
Organisationen wie Al-Qaida und 
der IS. Die imperialistischen Mächte 
USA, Deutschland, Frankreich und 
Russland mischen federführend bei 
den Konfl ikten mit, Massaker an der 
Bevölkerung sind an der Tagesord-
nung.

Nicht zuletzt entwickeln sich Ost-
asien und die Pazifi kregion immer 
mehr zu einem der Kerngebiete, in 
denen die Herrschaft sinteressen der 
großen imperialistischen Mächte 
aufeinanderprallen. China will sich 
die Insel Taiwan wieder einverleiben, 
um damit die volle Kontrolle über die 
Meeresgebiete vor seiner Küste zu er-
langen und zur Hegemonialmacht im 
Pazifi k zu werden. Die USA wollen 
dies um jeden Preis verhindern. Die 
Insel, die seit Jahrzehnten ein führen-
der Standort für die Hightech-Indus-
trie ist, gilt deshalb schon länger als 
„gefährlichster Ort der Welt“. Auch 

im Süd- chinesischen Meer ver-
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größern will, oder Rheinmetall, das 
seine Pläne zum Bau einer Pulverfa-

war, die Widersprüche zwischen die-
sen Mächten ausnutzen konnte und 

den revolutionären Potentialen der 
Arbeiter:innenklasse. 

„gefährlichster Ort der Welt“. Auch 
im Süd- chinesischen Meer ver-



Am 24. Februar 2022 überquer-
ten russische Streitkräft e nach 

monatelangem Säbelrasseln und ver-
stärkten Kämpfen in der Donbass-
Region die ukrainische Grenze und 
weiteten den seit 2014 andauernden 
Konfl ikt zu einem heißen Krieg aus. 
Inzwischen haben sich die Kampf-
handlungen zu einem Zermürbungs-
krieg entwickelt, in dem unkonven-
tionelle Methoden der Kriegsführung 
wie Luft - und Bodendrohnen, aber 
auch natürliche Faktoren wie das 
Wett er oder Krankheiten täglich über 
das Schicksal von Hunderten von 
Soldat:innen entscheiden.

Nach dem Einmarsch Russlands 
strömten die westlichen Imperialis-
ten in Scharen herbei, um ihr neo-
koloniales Projekt in der Ukraine zu 
unterstützen, das sie in den vergan-
genen Jahrzehnten so sorgfältig auf-
gebaut hatt en. Neben Milliarden an 
Militärhilfe und Waff enlieferungen, 
die den Krieg zu einem Stellvertre-
terkonfl ikt im großen Stil machten, 
leitete der russische Einmarsch in der 
Ukraine auch eine neue globale Ära 
der Militarisierung und Aufrüstung 
ein, wie es sie seit der Aufl ösung der 
UdSSR nicht mehr gegeben hat. Ab 
Februar 2024 wird die Bundeswehr 
im Zusammenhang mit der NATO-
Übung „Steadfast Defender“ die Teil-
übung „Qu adriga“ durchführen. Mit 
rund 12.000 beteiligten Kräft en wird 
„Qu adriga 2024“ die größte Militär-
übung und Truppenverlegung deut-
scher Streitkräft e seit Jahrzehnten 
und auch für uns in der Öff entlichkeit 
sichtbar sein.

Wie ist es dazu 
gekommen?

Nach der Aufl ösung der Sowjetunion 
im Jahr 1991 befand sich die heutige 

Russische Föderation nicht nur in 
einer tiefgreifenden wirtschaft lichen 
und politischen Krise - die bis in die 
frühen 2000er Jahre andauern soll-
te und zur dauerhaft en Verarmung 
der russischen Arbeiter:innenklasse 
führte - sondern auch in ihrer kleins-
ten und strategisch ungünstigsten 
territorialen Ausdehnung seit Jahr-
hunderten. Die herrschende Klasse 
sah sich nun mit den geographischen 
Besonderheiten ihres jungen Staa-
tes konfrontiert. Als größtes Land 
der Welt hat Russland eine riesige 
Fläche, und damit lange Grenzen zu 
verteidigen. Zudem verfügt es, vor 
allem im über die Jahre erweiterten 
Grenzgebiet mit der NATO, kaum 
über natürliche Grenzen - etwa gro-
ße Flüsse oder Bergkett en. Im Gegen-
teil erstreckt sich über den gesamten 
Westen des Landes eine riesige Ebe-
ne, die erst an den Karpaten in Rumä-
nien und der Westukraine endet.

In dieser Hinsicht war die direkte 
oder indirekte Kontrolle der Ukraine 
mit ihren natürlichen Grenzen und 
Warmwasserhäfen von Anfang an ein 
zentraler strategischer Beweggrund 
der russischen Kapitalist:innenklasse, 
um ihren Status als führende eurasi-
sche Macht wiederzuerlangen. Aus 
ähnlichen Gründen ist die Kontrolle 
über die Ukraine als Neokolonie auch 
für Staaten wie Deutschland und die 
USA enorm wichtig,  dabei geht es 
ihnen sowohl um die Eindämmung 
des imperialistischen Konkurrenten 
Russland, als auch um die Auswei-
tung der eigenen Macht. 

Unter diesem Blickwinkel sind alle 
Entwicklungen der letzten 30 Jahre 
bezüglich der Ukraine zu begreifen; 
von der „Orangenen Revolution“ 2004 
bis zum „Maidan-Putsch“ und der 
Annexion der Krim-Halbinsel 2014 

und natürlich der russischen Inva-
sion 2022, die den bisherigen Höhe-
punkt dieser Ereigniskett e markiert.  

Wie sieht die Lage 
heute aus?

Nach anfänglichen schnellen russi-
schen Vorstößen an allen Fronten, 
die bis nach Charkiw, Saporisch-
schja und Kiew reichten, gelang es 
der ukrainischen Armee, die Front 
weitgehend auf den heutigen Stand 
zurückzudrängen. Was vom Kreml 
als eine kurze „Militäraktion“ erwar-
tet wurde, hat sich inzwischen zu ei-
nem konventionellen Stellungskrieg 
entwickelt. Seitdem hat sich an der 
Bewegung der Frontlinie nicht viel 
geändert. Die ukrainische Sommer-
off ensive hat zwar keine nennens-
werten Fortschritt e gebracht und das 
Blatt  scheint sich sogar zu Gunsten 
Russlands zu wenden, doch ändert 
dies nichts an der Tatsache, dass es 
sich um einen  Abnutzungskrieg han-
delt. Diese Entwicklung hat bei eini-
gen der entschiedensten Befürworter 
der Ukraine, wie kürzlich in den USA, 
Debatt en über die Fortsetzung der 
Waff enlieferungen ausgelöst, obwohl 
noch nichts in Stein gemeißelt ist.

Trotz alledem scheint ein schnelles 
Ende des Krieges nicht in Sicht zu 
sein. Zwar kommen immer wieder 
Forderungen nach Friedensverhand-
lungen auf, dabei ist jedoch unklar, 
zu welchen Bedingungen diese statt -
fi nden könnten. Russland wird wohl 
versuchen, sich weitere Gebietsge-
winne zu sichern, während die USA 
Russland solche Gewinne nicht zuge-
stehen wollen und Deutschland die 
fruchtbaren und militärisch wichti-
gen ukrainischen Gebiete nicht auf-
geben will.

Zeitenwende 

Der Ausbruch des Krieges löste welt-
weit geostrategische Schockwellen 
aus, von denen Deutschland beson-
ders hart getroff en wurde. Während 
der deutsche Imperialismus bis dahin 
profi tabel mit Russland gehandelt 
und sich eine weitere Annäherung 
off engehalten hatt e, während er mi-
litärisch unter den Fitt ichen der USA 
stand, war er nun gezwungen, sei-
ne eigenen Strategien anzupassen. 
Die Zeitenwende, die von Kanzler 
Scholz nur wenige Tage nach dem 
Einmarsch Russlands ausgerufen 
wurde, leitete ein neues Zeitalter des 
deutschen Militarismus ein. Mit Pro-
pagandakampagnen und milliarden-
schweren Budgets solle Deutschland 
wieder „kriegstüchtig“ gemacht wer-
den, wenn es auch weiterhin zu den 
großen imperialen Akteuren gehören 
will.

In diesem Zusammenhang wird die 
Bundeswehr auch diesen Februar ihre 
Übung „Qu adriga“, als Teil der NATO 
Übung „Steadfast Defender“, starten. 
Mehr als 12.000 Soldaten trainieren – 
sichtbar für uns in der Öff entlichkeit 
– den Kriegsfall mit Russland. Somit 
wird auch dies die größte Truppen-
übung deutscher Streitkräft e seit 
der Annexion der DDR sein. Dabei 
wird der Hauptfokus darauf liegen, 
schnellstmöglich Truppen an die Ost-
fl anke der NATO, z.B. Norwegen oder 
Litauen, zu verlegen. Dies alles soll die 
praktische Konsequenz der Zeiten-
wende sein, wobei der deutsche Staat 
seiner selbsterklärten Führungsver-
antwortung gerecht werden soll, so 
die Bundeswehr. Auf diese Weise soll 
nicht nur die Bundeswehr, sondern 
die gesamte Arbeiter:innenklasse 
Deutschlands auf kommende Kriege 
vorbereitet werden.

Seit zwei Jahren wütet nun ein off ener Krieg zwischen Russland und der Ukraine, der Hunderttausende von Men-
schenleben gekostet und Millionen zur Flucht gezwungen hat. Er hat die geopolitische Landschaft der Welt grund-
legend verändert und eine neue Ära der Militarisierung und der Vorbereitung auf den 3. Weltkrieg eingeleitet. Als 
handfester Ausdruck der „Zeitenwende“ wird die Bundeswehr mit der Übung „Quadriga“ ihre größte off ene Trup-
penverlegung seit Ende des Kalten Krieges durchführen – ein Kommentar von Daniel Fröhlich
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Ukraine:
Zwei Jahre Krieg und kein Ende in Sicht

Bild: Ministry of Defense of Ukraine, htt ps://www.fl ickr.com/people/140624011@N02, 
CC BY-SA 2.0: htt ps://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/legalcode
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„Th is is what democracy looks like! 
(So sieht Demokratie aus!)“ schallt 
es von den Bühnen. Hundertt ausen-
de Demonstrant:innen gegen Rechts 
in Hamburg, München und Berlin, 
Tausende auch in Cott bus, Jena und 
Schwerin. Die deutsche Gesellschaft  
steht auf gegen Abschiebungen, Ras-
sismus und Faschismus, könnte man 
meinen. Mitt endrin aber auch SPD, 
Grüne, FDP und CDU – Parteien, die 
alle schon in verschiedenen Regie-
rungen unter anderem für tausende 
Abschiebungen verantwortlich wa-
ren.

Faschistisches Treff en 
löst Proteste aus  

Die Recherche des Netzwerkes Cor-
rectiv, die ein Treff en von rechten 
Ideologen, Politiker:innen aus AfD 
und CDU und Unternehmer:innen 
off en gelegt hatt e, war der Auslöser 
für die zahlreichen Demonstrationen 
in den letzten Wochen, die sich vor 
allem gegen die AfD richteten. Das 
zentrale Th ema des Treff ens war das 
faschistische Konzept der „Remigra-
tion“. Vorgestellt wurde es von Mar-
tin Sellner, einem der theoretischen 

Köpfe der sogenannten 
Neuen Rechten. Er erklär-

te verschiedenen Politi-
ker:innen aus AfD und 
CDU, Unternehmern 

Gegen AfD, Regierung 
und Kapitalismus
Großdemonstrationen gegen den Faschismus machen Mut angesichts dauerhafter politischer Rechtsentwicklun-
gen. Die bürgerliche Demokratie wird uns aber nicht retten. Das können wir als Arbeiter:innen nur selbst. Ein Kom-
mentar von Ivan Barker  

und weiteren Gästen verschiedener 
Organisationen den nicht sonderlich 
geheimen Plan der faschistischen Be-
wegung, Millionen Migrant:innen 
aus Deutschland zu vertreiben. Ziel 
dieser Vertreibung ist, einen „Ethno-
staat“ nur aus „reinen“ Deutschen zu 
schaff en. In der faschistischen Ideolo-
gie, der Sellner folgt, besteht die Welt 
aus kulturell einheitlichen „Ethnien“, 
auf deren Basis Nationalstaaten or-
ganisiert sein sollen. Die Durchmi-
schung verschiedener Kulturen wird 
abgelehnt und insbesondere die west-
europäischen Gemeinschaft en müss-
ten davor „beschützt“ werden, durch 
andere Völker „ersetzt“ zu werden. 

Die Enthüllung, dass sich die AfD mit 
den Größen der faschistischen Bewe-
gung trifft  , war für viele Menschen 
erschreckend genug, um in großer 
Zahl auf die Straße zu gehen. Doch 
ehrliche Antifaschist:innen mögen 
sich auch erschrocken haben, als auf 
einmal Bundeskanzler Olaf Scholz 
und Außenministerin Annalena Ba-
erbock in Potsdam neben ihnen stan-
den, oder CDU-Chef Friedrich Merz 
die Proteste begrüßte. Der Scholz, der 
im großen Stil abschieben möchte, die 
Baerbock, die Waff en nach Saudi-
Arabien lie- fert und der Merz, 
der Lügen ü b e r 
Leistungen 
für Ge-
f l ü c h t e t e 
verbreitet. 

Bürgerliche Demokratie
in Deutschland 

Um uns in Zukunft  weitere böse 
Überraschungen zu ersparen, lohnt es 
sich über die reine Abgrenzung von 
der AfD hinaus zu gehen. Wir sollten 
hinterfragen, ob die Politiker:innen 
der anderen Parteien tatsächlich bin-
nen weniger Wochen nach links ge-
rückt sind. 

Dafür müssen wir uns ansehen, 
wie die sogenannte Demokratie in 
Deutschland aussieht. Ihre Grundla-
ge ist eine kapitalistische Wirtschaft , 
die in diesem Land von großen Mo-
nopolen dominiert wird. Die Erzie-
lung von gigantischen Profi ten für 
diese Monopole ist seit über hundert 
Jahren das oberste Ziel, dem sich alle 
anderen Bereiche der Gesellschaft  
unterordnen sollen. Dafür, dass das 
möglichst reibungslos passieren 
kann, ist der Staat zuständig. Er setzt 
einen gesetzlichen Rahmen fest, or-
ganisiert die Finanzierung für unpro-
fi table, aber notwendige Teile der Inf-
rastruktur durch Steuern und soll die 
am kürzeren Hebel dieses Systems 
sitzenden Arbeiter:innen ruhig hal-
ten. Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
dienen zum Beispiel Gesetze, die Un-
ternehmen Steuergeschenke in Mil-

liardenhöhe machen, 

die Verstaatlichung von verlustrei-
chen Konzernen und die Festschrei-
bung des Rechtes auf Privateigentum. 

Bei dieser Demokratie handelt es sich 
deshalb um eine bürgerliche Demo-
kratie. Es ist keine „Herrschaft  des 
Volkes“, sondern eine Herrschaft  des 
Kapitals über die Arbeiter:innen. Die-
se Herrschaft  vertreten alle Parteien 
im Parlament, ganz unabhängig von 
ihrem Namen oder ihrer Farbe. Die 
deutsche Demokratie grundsätzlich 
zu verteidigen, so wie auf manchen 
Demonstrationen dazu aufgerufen 
wird, liegt deswegen in keinem Fall 
im Interesse von uns als Arbeiter:in-
nen. Die Inszenierung des ehrlichen 
Kampfes gegen den Faschismus als 
Kampf für diese Demokratie liegt 
aber durchaus im Interesse einer 
SPD, CDU und Co. 

Scholz, Baerbock und Merz sind also 
nicht im Angesicht der AfD zu An-
tirassist:innen geworden, sondern sie 
nutzen diese Gelegenheit, von ihren 
eigenen Krisen und ihrer menschen-
feindlichen Asylpolitik abzulenken. 
Das parallel zu den Demonstrationen 
beschlossene „Rückführungsverbes-
serungsgesetz“ und die Reform des 
„Gemeinsamen Europäischen Asyl-
systems“, die von der Ampel-Regie-
rung durchgesetzt wurden, sollten wir 
nicht  vergessen. 
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Damit setzen sie schlussendlich nur 
zeitversetzt Forderungen der AfD und 
anderer Faschist:innen durch, gegen 
die sie angeblich heute auf der Stra-
ße sind. So werden Abschiebungen 
leichter gemacht, die Polizei wird mit 
mehr Befugnissen ausgestattet, Auf-
enthalts- und Einreiseverbote werden 
verschärft, Abschiebehaft verlängert 
und Seenotretter:innen können straf-
rechtlich verfolgt werden. 

„Alle“ gegen den  
Faschismus?

Manch einer mag die Situation trotz-
dem als so drängend empfinden, dass 
die Losung „Alle zusammen gegen 
den Faschismus“ auch den Einbezug 
aller möglichen bürgerlichen Partei-
en und Kräfte rechtfertigt. Von den 
großen Zahlen an Demonstrieren-
den, die dadurch vielleicht zustande 
kommen, dürfen wir uns aber nicht 
blenden lassen. 

Erstens wäre eine Regierung mit Be-
teiligung der AfD oder Werteunion 
noch nicht automatisch die Wieder-
kehr einer faschistischen Diktatur. 
Der Faschismus an der Macht ist der 
offen terroristische, radikalste Aus-
druck der Herrschaft der großen Mo-
nopole. Seine Einführung hängt nicht 
vorrangig von Wahlergebnissen ab, 
sondern ob ein genügend großer Teil 
der Herrschenden ihn für notwendig 
hält, um ihre Macht zu erhalten. In 
dem Moment, wo er zum Beispiel ge-
braucht wird, um einen Krieg zu be-
ginnen oder einen Aufstand der Ar-
beiter:innen niederzuschlagen, spielt 
es keine Rolle, welche Koalition ge-
rade in der Regierung sitzt. Dennoch 
würde eine AfD-Regierung höchst-
wahrscheinlich den langfristigen 
Umbau des Staates für genau so eine 
offene Terrorherrschaft umsetzen. 

Aber auch solange er nicht an der 
Macht ist, erfüllt der Faschismus eine 

wichtige Funktion in der kapitalis-
tischen Gesellschaft. So treibt er im 
Parlament genau die Rechtsentwick-
lung der anderen Parteien voran, die 
wir in den letzten Jahren in Deutsch-
land beobachten konnten. Durch im-
mer weitere Zugeständnisse an die 
noch einen Schritt weiter gehenden 
Forderungen der AfD können sie 
heute schon den Abbau demokrati-
scher Grundrechte umsetzen. Außer-
halb des Parlaments sorgen faschisti-
sche Terrornetzwerke für Angst und 
Schrecken, ermorden Migrant:innen, 
greifen LGBTI+ Demonstrationen 
an oder legen Todeslisten von Anti-
faschist:innen an. Die faschistische 
Ideologie hetzt verschiedene Teile der 
Arbeiter:innenklasse gegeneinander 
auf, um sie vom gemeinsamen Klas-
senkampf gegen die Kapitalist:innen 
abzuhalten. 

Diese verschiedenen Teile der fa-
schistischen Bewegung gehören zu-
sammen und zwischen ihnen gibt es 
zahlreiche Überschneidungen, von 
den bewaffneten Soldaten über die 
Intellektuellen am Schreibtisch bis 
in das Parlament sind sie miteinan-
der verbunden. Das im Januar aufge-
deckte Treffen ist nur eine Moment-
aufnahme von vielen gemeinsamen 
Vernetzungen, die seit Jahren kon-
tinuierlich stattfinden. Menschen 
wie Sellner liefern die strategische 
Ausrichtung, beraten sich mit den 
Parlamentarier:innen, organisieren 
zusammen die Finanzierung mithilfe 
zahlreicher Milliardäre und unterhal-
ten Kontakte zu Terrornetzwerken, 
wie dem 2018 zu Teilen aufgedeckten 
Kreuz-Netzwerk. 

Zweitens entspringt der Faschismus 
genauso der kapitalistischen Wirt-
schaftsordnung wie die parlamenta-
rische Demokratie und war in seiner 
Entstehung vor allem als eine Reak-
tion auf die starke Arbeiter:innenbe-
wegung nach dem Ersten Weltkrieg. 

Zwar liegen deutliche Unterschiede 
zwischen einer „friedlichen“ Diktatur 
des Kapitals und einer faschistischen 
Terrorherrschaft, eine bürgerliche 
Demokratie ist aber in keiner Weise 
eine Absicherung gegen den Faschis-
mus. So können Parteien, die diese 
„Grundordnung“ bis aufs letzte be-
schützen wollen, keine Bündnispart-
ner:innen für einen konsequenten 
Kampf gegen den Faschismus sein. 

Den Protesten echte 
Schlagkraft geben

Angesichts der realen Stärke der fa-
schistischen Bewegung in Deutsch-
land wird deutlich, dass einzelne 
Demonstrationen nicht ausreichen 
werden, um ihr langfristig etwas ent-
gegen zu setzen. Selbst wenn Hun-
derttausende an ihnen teilnehmen, 
kann ihre Wirkung ebenso schnell 
verpuffen wie sie ins Leben gerufen 
wurden. Um nachhaltig etwas verän-
dern zu können, fehlen den Protesten 
heute noch wichtige Elemente. 

Zum einen ist das eben die Konse-
quenz, nicht nur die AfD als rassis-
tische Scharfmacher zu erkennen, 
sondern auch die anderen bürger-
lichen Parteien für ihre Politik zur 
Rechenschaft zu ziehen. Wen faschis-
tische Träume von massenhaften De-
portationen stören, der sollte heute 
schon gegen den Massenmord an der 
EU-Außengrenze auf dem Mittelmeer 
aktiv werden und den Asylgesetzen 
der Ampel den Kampf ansagen. Dazu 
kommt, den Ursprung des Rassismus 
und der Einteilung von Migrant:in-
nen in „gute Fachkräfte“ und „stö-
rende Flüchtlinge“ im Kapitalismus 
zu erkennen und auch hieraus konse-
quente Schlussfolgerungen zu ziehen. 

Wollen wir den Protest nicht unter 
der ideologischen Führung der Am-
pel lassen, müssen wir uns als Ar-
beiter:innen dort Gehör verschaffen. 

Eine breite Beteiligung können wir 
nur ausnutzen, wenn wir uns inhalt-
lich nicht die Zähne ziehen lassen. 
Wir müssen die Verbindungen ziehen 
zur wirtschaftlichen Entwicklung, 
den Haushaltskürzungen und den 
internationalen Konflikten, die das 
Leben für tausende Arbeiter:innen 
unsicher machen und sie in die Arme 
der Faschist:innen treiben.  

Weitere Menschen zu erreichen 
funktioniert dabei nicht allein, son-
dern nur durch klassenkämpferische 
Organisationen, in denen wir uns 
über alle Spaltungslinien hinweg or-
ganisieren können. Wir werden alle 
paar Monate nett auf die Straße ge-
hen können und trotzdem im äußers-
ten Fall im Faschismus landen, wenn 
wir nicht unsere Seite, die Seite der 
Arbeiter:innenklasse durch diese Ak-
tionen stärken können und real eine 
Alternative zum Teufelskreis des Ka-
pitalismus bieten können. 

Unsere gesellschaftliche Alternative 
ist und bleibt als arbeitende Men-
schen der Sozialismus. Zwar haben 
sich die Kapitalist:innen in den letz-
ten Jahrzehnten die größte Mühe ge-
geben, Sozialismus und Faschismus 
als zwei Seiten der selben „Totalita-
rismus“-Medaille darzustellen, doch 
sowohl die Geschichte als auch die 
Situation heute zeigen, welche Ge-
sellschaftssysteme in Wirklichkeit 
miteinander zusammenhängen. Der 
Kampf gegen den Faschismus kann 
nur erfolgreich sein, wenn er sich 
auch gegen den Kapitalismus rich-
tet und mit dem Einsatz für den So-
zialismus verbunden ist. Ein Sturz 
der steinreichen Besitzer:innen der 
Monopolkonzerne von ihrem hohen 
Thron ist die Voraussetzung für eine 
Welt, in der wir wirklich ohne die 
Angst vor dem faschistischen Terror 
leben können. 

Auszug aus der Erklärung der Föde-
ration Klassenkämpferischer Orga-
nisationen zur Verabschiebng der Re-
form des „Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems“ (GEAS):

(...) Die aktuelle Verschärfung in der 
Migrationspolitik steht nicht für sich 
alleine. Sie reiht sich ein in Maßnah-
men der Ampel-Regierung, den deut-
schen Imperialismus im Angesicht 
von Krisen, und Kriegen fit für den 
internationalen Konkurrenzkampf zu 
machen.

Dafür will man die EU durch eine ge-
meinsame „Asylpolitik“ stabilisieren 
und damit dieses Machtinstrument 

Deutschlands erhalten; dafür will 
man den eigenen Arbeitskräfteman-
gel durch gezielte Zuwanderung aus-
gleichen; dafür will man „unnütze“ 
Geflüchtete so schnell es geht wieder 
loswerden; dafür will man die ge-
sellschaftliche Debatte nach rechts 
verschieben – denn das dient auch 
den weiteren rückschrittlichen Maß-
nahmen. Dazu gehört etwa die mas-
sive Aufrüstung nach außen bei der 
Bundeswehr, aber auch die Zunahme 
der Einschränkung demokratischer 
Rechte durch neue Polizei- und Ver-
sammlungsgesetze.

All das zeigt: Diese Regierung und 
das kapitalistische System, was sie 

stützen, bietet keine Zukunft für uns 
– egal welche Herkunft wir haben. 
Sie können die Probleme nur ver-
lagern, aber nicht lösen. Tatsächlich 
verschärfen sie die Situation nur im-
mer weiter und treiben die Zuspit-
zung in Richtung noch mehr Flucht 
und noch mehr Krieg voran.

Als Föderation Klassenkämpferischer 
Organisationen rufen wir deshalb 
auf, für eine Verbesserung der Lage 
bei Wohnraum, Kita- und Schul-
plätzen zu kämpfen und gegen die 
reaktionären Migrationsgesetze – 
doch wir müssen noch weitergehen. 

Als FKO gehen wir davon aus, dass 
wir grundsätzlich dieses imperialis-
tisch-kapitalistische System überwin-
den müssen. Eine gleichberechtigte 
Zusammenarbeit zwischen verschie-
denen Ländern, deren Beziehungen 
nicht auf Ausbeutung, Unterdrü-
ckung und Krieg, sondern auf Solida-
rität aufgebaut sind, ist nur mit dem 
Sozialismus möglich. 

Fluchtursachen stoppen, Rassismus 
bekämpfen, Imperialismus beenden! 
 
 

„Imperialismus beenden, Widerstand organisieren“

Mehr unter: föderation-klassenkampf.org
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Zum Anfang direkt: Was 
denkt ihr über die aktuelle 
politische Lage, was sind  
besonders wichtige Punkte 
zur Zeit?

Aufrüstung, die Frage nach einem 
neuen Weltkrieg, die Geflüchteten-
thematik, aber auch wie  der deutsche 
Staat mit dem Klimawandel umgeht, 
wie er probiert Steuern „gegen den 
Klimawandel“ auf unsere Kosten ein-
zuführen und so weiter. Was dabei 
interessant ist, ist wie der deutsche 
Staat all das zur Zeit legitimiert oder 
versucht zu legitimieren. Unserer 
Meinung nach hetzt er uns nämlich 
dafür gegeneinander auf.

Könntest du das noch 
mehr ausführen?  Wie und 
gegen wen werden wir auf-
gehetzt? 

Ich probiere es mal an einem Bei-
spiel zu erklären, was wir damit ge-
nau meinen: Zum Beispiel die inne-
re und äußere Aufrüstung und der 
Versuch, die deutsche Gesellschaft 
wieder kriegsfreudig zu machen. Seit 
Beginn der russischen Invasion in 
die Ukraine ist Krieg ja wieder sehr 
präsent und der deutsche Staat unter-
stützt die Ukraine mit großen Waf-
fenlieferungen und die Bundeswehr 
wird aufgerüstet. Wenn man sich so 
die Rhetorik von Bundeskanzler Olaf 
Scholz, Kriegsminister Boris Pistori-
us und Co. anschaut, stellt man fest 
wie oft von einem „wir“ gesprochen 
wird. „Wir“ müssen als „freiheitlich-
demokratischer“ Westen gegen das 
„autokratische“ Russland zusammen-
stehen und Menschenrechte und die 
demokratische Ordnung Europas 
verteidigen. Darum sei es nun einmal 
notwendig Unsummen für die Bun-
deswehr bereitzustellen und womög-
lich die Wehrpflicht wiedereinzufüh-

ren, auch ein verpflichtendes soziales 
Jahr wird ins Spiel gebracht. Dabei 
sind Deutschland und die NATO kein 
Stück weniger imperialistisch als 
Russland. Die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr in Afghanistan, Mali etc. 
haben nirgendwo die Lage verbessert, 
vielmehr wurden Rohstoffquellen für 
deutsche Großkonzerne gesichert. 
Auch in der Ukraine geht es jetzt da-
rum die eigenen Einflusssphären zu 
erweitern. Deutsche Monopole pro-
fitieren also doppelt, einmal durch 
die aktuellen Waffenlieferungen, die 
die Aktienkurse von Rheinmetall und 
Co. steigen lassen, ein zweites Mal 
durch den Wiederaufbau der Ukrai-
ne, auf den schon spekuliert wird. 

Und um das alles zu legitimieren und 
auch durchzudrücken, hetzt der deut-
sche Staat ganz gezielt gegen „die Rus-
sen“. Aber es ist doch ganz klar: Das 
was der deutsche Staat alles sagt, da-
rauf können wir nicht vertrauen. Der 
deutsche Staat will Krieg und er will 
eine Bevölkerung, die da mit macht. 
Unsere Verbindung mit den Arbei-
ter:innen aus Russland, die auch kein 
Interesse an imperialistischen Krie-
gen haben, will er uns damit nehmen. 
Er tut so, als ob „wir“ als Deutsche 
einfach zusammenhalten müssten 
gegen „die anderen“. Aber eigent-
lich sind „Wir“ die Arbeiter:innen 
der ganzen Welt und „die anderen“ 
die Reichen und Kapitalist:innen der 
ganzen Welt. Die Kriege wollen nicht 
wir Arbeiter:innen, sondern die Ka-
pitalist:innen der jeweiligen Länder. 
Die Grenze verläuft nicht zwischen 
den Nationen, sondern zwischen 
oben und unten. Das zu verschleiern 
nennen wir Spaltungsversuch.

Geht es euch jetzt gerade 
nur um Militarisierung, also 
die innere und äußere Auf-
rüstung?

Nicht nur. Eine weitere Spaltungs-
linie kann man bei der Asylpolitik 
sehen. Vor kurzem wurde von der 
Ampel-Regierung ein neues Asylge-
setz durchgesetzt, das das Recht auf 
Asyl quasi abschafft. Man möchte die 
„Rückführung“ von Personen in ihre 
Herkunftsländer erleichtern, also 
schneller abschieben. 

Da ist es besonders ironisch, dass die 
Ampel-Regierung jetzt Veranstal-
tungen „gegen die AfD“ unterstützt, 
weil vor kurzem Pläne von AfDlern 
und anderen Faschist:innen zur „Re-
migration“ Thema wurden. Die Re-
gierung setzt da mit anderen Worten 
um, was Faschist:innen schon lange 
fordern! Auch hier gibt es kein „wir“, 
weder mit der AfD, noch mit den Re-
gierungsparteien. Ein „wir“ gibt es 
nur als Jugend der Arbeiter:innenk-
lasse, egal welcher Herkunft - aber 
auch sexueller Orientierung oder Ge-
schlecht. Gegen all diese Spaltungs-
versuche wollen wir Widerstand leis-
ten.

Das ist auch Inhalt eurer 
aktuellen Kampagne.  
Wieso eine Kampagne und 
was sind eure Ziele damit?

Genau, gerade hat bei uns die Kam-
pagne unter dem Titel „One Class, 
One Struggle – Jugend kämpft inter-
national“ begonnen. Hier  liegt unser 
Fokus eben darauf, die Gemeinsam-
keiten der Arbeiter:innenjugend im 
Kapitalismus auf der ganzen Welt 
hervorzuheben, entgegen den Spal-
tungsversuchen der herrschenden 
Klasse.

Wir haben eben gesehen, wie stark 
diese Spaltungsversuche in Deutsch-
land geworden sind und wollen jetzt 
ganz gezielt dagegen Widerstand 
leisten. 

Es gibt eine Reihe von bedeutenden 

Tagen in den nächsten Wochen, wo 
wir auf Aktionen die Gemeinsam-
keit der Jugend betonen werden. Bald 
steht ja z.B. der Jahrestag des Beginns 
des Ukraine-Kriegs an. Da werden 
wir auf die Pläne zur Wiedereinfüh-
rung von Wehrpflicht aufmerksam 
machen. Außerdem machen wir öf-
fentliche Vorträge und Jugendcafés  
zu diesen Themen. Aber auch in un-
seren Treffen diskutieren wir regel-
mäßig über aktuelle politische Ent-
wicklungen. Alle die Interesse haben, 
können bei uns gerne vorbeischauen. 

Wir wollen mit der Kampagne auch 
genau da ansetzen, wo wir sowieso 
den Großteil der Zeit sind: in den 
Schulen. Also genau diese Politik 
auch in die Schulen tragen, die ja 
sowieso schon politische Orte sind 
– nur bisher nicht unbedingt fort-
schrittliche. Das ist auch unsere Poli-
tik, wenn wir mal keine Kampagne 
machen, denn wir sind eine bundes-
weite sozialistische Organisation von 
vor allem Schüler:innen, die gegen 
das kapitalistische System kämpfen. 
Wir denken, dass auch die System-
frage eigentlich viel häufiger gestellt 
werden muss, weil der Kapitalismus 
und das Patriarchat die eigentlichen 
Probleme sind.  Deswegen haben wir 
uns organisiert und wollen andere Ju-
gendliche ermutigen, das auch zu tun: 
Denn den Widerstand gegen den Ka-
pitalismus können wir nicht alleine 
in der Schule oder sonst wo führen. 
Wir sind viel stärker, wenn wir das 
gemeinsam machen und zusammen 
an einem Strang ziehen. Wir machen 
zu unterschiedlichen Themen Arbeit 
und probieren immer auch offen für 
alle zu sein. Vielleicht kommt ihr ja 
im Rahmen unsere Kampagne mit 
uns in Kontakt. 

„Ein ‚Wir‘ gibt es nur als Jugend 
der Arbeiter:innenklasse“
Die Internationale Jugend hat vor kurzem ihre neue Kampagne „One Class, One Struggle“ begonnen. Im Interview 
berichtet Sina Mayer über Inhalte der Kampagne.
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Auch wenn es einem manchmal 
vielleicht nicht so vorkommen 

mag: In Deutschland wird nur sehr 
selten und wenn, dann meist nur ver-
gleichsweise kurz gestreikt. Das zeigt 
der internationale Vergleich zum Bei-
spiel mit unseren europäischen Nach-
barländern. Während in Deutschland 
im Durchschnitt auf 1000 Arbeiter:in-
nen gerade einmal 7 Streiktage pro 
Jahr fallen, sind es in Frankreich 123, 
in Dänemark 118 und in Spanien im-
merhin noch 59 Tage. 

Hinzu kommt, dass die DGB-Ge-
werkschaften in den vergangenen 
Jahren vermehrt dazu übergegangen 
sind, nicht alle Beschäftigten einer 
Branche gleichzeitig zum Streik auf-
zurufen, sondern jeweils nur einzelne 
Regionen, Betriebe oder Abteilungen. 
Das schwächt die eigene Postion im 
Kampf um Lohnerhöhungen und bes-
sere Arbeitsbedingungen, macht die 
Streiks aber kontrollierbar und ent-
spricht in verschiedenen Branchen 
auch der schwachen Organisierung 
der Gewerkschaften. Die aktuellen 
Proteste der Bäuer:innen geben einen 
kleinen Einblick, was möglich ist, 
wenn effektive Streiks und Blockaden 
organisiert werden und wie schnell 
Zugeständnisse der Politik erzwun-
gen werden können. 

Solidarität mit den  
Streikenden

Obwohl hierzulande äußerst selten 
gestreikt wird und diese Streiks meist 
auf einzelne Tage oder Schichten be-
schränkt sind, kommt vielen strei-
kenden Beschäftigten schnell Unmut 
entgegen, wenn der Streik Auswir-
kungen auf nicht streikende Teile 
der Bevölkerung hat. Gerade bei den 
Streiks der GDL bei der Deutschen 
Bahn wird dieser Unmut regelmäßig 
durch Hetzkampagnen in den Medi-
en unterstützt, mit denen der Streik 
delegitimiert werden soll.

Dabei ist doch klar, dass nur solche 
Streiks, die tatsächlich Auswirkun-
gen haben, die den Betriebsablauf 
und die Produktion stören und stillle-
gen, Druck auf die Betriebe und ihre 
Eigentümer:innen ausüben können. 
Würde das nicht so sein, sind sie auch 
nicht gezwungen höhere Löhne zu 
zahlen oder die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern.

Dabei sollte uns als Arbeiter:innen 
klar sein, dass erfolgreiche Streiks 
und Lohnerhöhungen in jedem ein-
zelnen Betrieb und jeder Branche den 
Druck auf die Kapitalist:innen in allen 
Branchen erhöhen. Umso wichtiger 
ist die Solidarität aller Arbeiter:innen 
mit den Streiks. 

Streiks gegen Teuerungen

In den vergangenen Jahren haben 
die Streiks und Tarifverhandlungen 
in Deutschland unter dem Eindruck 
der explodierenden Preise in allen 
Bereichen des Lebens stattgefunden. 
Entsprechend „hoch“ waren die For-
derungen der Gewerkschaften, ver-
gleicht man die aktuellen prozentua-
len Lohnerhöhungen mit Zeiten vor 
der explodierenden Inflation. 

Was dann aber folgte, hat mit wirksa-
men Streiks kaum noch etwas zu tun. 
In quasi allen Branchen haben die 
DGB-Gewerkschaften seit dem Aus-
bruch der Corona-Pandemie bis heute 
entweder ganz auf Streiks verzichtet 
oder Tarifverträge abgeschlossen, die 
zwar auf dem Papier Lohnerhöhun-
gen beinhalten, aber so weit hinter 
den Teuerungen zurück bleiben, dass 
sie letztlich Lohnverluste für Mil-
lionen Arbeiter:innen bedeuten. Die 
Streiks gegen die Teuerungen fielen 
damit weitgehend aus. 

#Tarifwende?

Für das Jahr 2024 haben die DGB-Ge-

werkschaften die Kampagne „#Tarif-
wende“ ausgerufen. Hintergrund ist 
die seit Jahren abnehmende Tarifbin-
dung. Nur noch 41 Prozent der Ar-
beiter:innen in Deutschland arbeiten 
in einem Betrieb, der an einen Tarif-
vertrag gebunden ist. Dabei nutzen 
die Kapitalist:innen alle möglichen 
Tricks, damit sie in ihren Betrieben 
nicht nach Tarif bezahlen müssen. 
Laut dem DGB verdienen Arbei-
ter:innen in tarifgebundenen Unter-
nehmen mehrere hundert Euro mehr 
im Monat. 

Dabei verlieren die DGB-Gewerk-
schaften parallel immer mehr Mit-
glieder. Dieser Mitgliederschwund 
ist insbesondere auf die ausgeprägte 
Sozialpartnerschaft des DGB zurück-
zuführen, der sich als Ziel gesetzt 
hat, nicht allein die Interessen der 
Arbeiter:innen durchzusetzen, son-
dern einen angeblichen „Interessen-
ausgleich“ zwischen Arbeiter:innen 
und Kapital anstrebt. Dabei stehen 
sich die Interessen von uns Arbei-
ter:innen und die der Kapitalist:innen 
unversöhnlich gegenüber. Es kommt 
nur darauf an, wer von beiden Partei-
en sich durchsetzen kann. 

Tarifstreik, politischer 
Streik, Generalstreik

Unser Mittel zum Kampf für unsere 
Rechte und Interessen als Arbeiter:in-
nenklasse ist der Streik. Dieser darf 
sich jedoch nicht auf einzelne Nadel-
stiche beschränken, wie es aktuell die 
halbherzigen Warnstreiks meistens 
tun. Sein ganzes Potenzial kann das 
Kampfmittel des Streiks nur entfalten, 
wenn er konsequent geführt wird, bis 
die jeweiligen Forderungen durchge-
setzt sind. Die Streikzurückhaltung 
der DGB-Gewerkschaften führt dazu, 
dass heute nur etwa 17 Prozent der 
Beschäftigten überhaupt schon mal 
an einem Streik teilgenommen ha-
ben. Großen Teilen unserer Klasse 

fehlt also die notwendige Erfahrung 
im Klassenkampf. 

Die Notwendigkeit, das volle Poten-
zial des Streiks auszunutzen, gilt für 
Tarifstreiks in einzelnen Unterneh-
men und Branchen bis hin zu politi-
schen Forderungen. Auch wenn die 
deutsche Rechtsprechung und Geset-
ze keine Streiks für politische Ziele 
und erst recht keinen Generalstreik 
vorsehen, so sind sie genau die richti-
gen Mittel der Wahl. 

Organisieren & streiken!

Die Vorstellung, was wir erreichen 
können, wenn große Teile unserer 
Klasse konsequent streiken würden, 
sollte uns die Notwendigkeit klar-
machen, den Streik wieder zu dem 
zentralen Mittel des Kampfes unserer 
Klasse zu machen. 

Die Geschichte und internationale Er-
fahrungen zeigen immer wieder, dass 
der politische Streik ein unverzicht-
bares Mittel im Kampf unserer Klasse 
zur Durchsetzung unserer Interessen 
ist. So werden sich die kommenden 
Angriffe auf unseren Lebensstandard, 
soziale Kürzungen, die Erhöhung des 
Renteneintrittalters und weitere Auf-
rüstung nicht ohne politische Streiks 
oder gar einen koordinierten Gene-
ralstreik, der das gesamte öffentliche 
Leben zum Stillstand bringt, verhin-
dern lassen. 

Doch damit diese Perspektive keine 
reine Träumerei bleibt, müssen wir 
uns organisieren, müssen wir eine 
starke Vernetzung innerhalb und 
außerhalb der Betriebe und Gewerk-
schaften schaffen, uns  eine politische 
und organisatorische Einheit als Klas-
se schaffen, die den Streik tatsächlich 
als Waffe für unsere Interessen ein-
setzen kann. 

Ohne Streiks  
wird sich 
nichts  
verändern!
Traktor-Blockaden, LKW- und Bahnstreiks, Streiks im Einzelhandel: In den vergangenen Monaten wurde das all-
tägliche Leben vieler Menschen in Deutschland immer wieder durch Streiks und Arbeitskämpfe durcheinander ge-
bracht. Ein Grund, sich das Kampfmittel des Streiks einmal genauer anzuschauen. Ein Kommentar von Kevin Hoff-
mann
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Proteste der Bäuer:innen und 
Landarbeiter:innen – 
Gegen Regierung und Agrarkonzerne

Ein Pfeifk onzert schlägt dem Fi-
nanzminister Christian Lindner 

bei seiner Rede vor den protestieren-
den Bäuer:innen und Arbeiter:innen 
am bundesweiten Protestt ag, dem 15. 
Januar vor dem Brandenburger Tor, 
entgegen. Mit Hetze und Spaltungs-
versuchen gegenüber Gefl üchteten, 
Arbeitslosen und Umweltaktivist:in-
nen möchte er die Protestbewegung 
kontrollieren und ruhig stellen. Da-
bei macht er deutlich: Weitere Zu-
geständnisse bei der Rücknahme der 
Kürzungen dürfen die Bäuer:innen 
nicht von der Bundesregierung er-
warten. Doch das Pfeifen und Buhen 
der Bäuer:innen zeigt: Sie lassen sich 
weder auf Lindners Beschwichtigun-
gen noch die Appelle von Joachim 
Rukwied, Präsident des Deutschen 
Bauernverbandes, welcher die Inter-
essen der Agrarkonzerne vertritt , ein. 
Auch in den Folgetagen verstummten 
die Proteste nicht. Sie richten sich 
nicht nur gegen die aktuellen Kür-
zungen der Regierung, sondern auch 
gegen unübersichtliche EU-Verord-
nungen, die an der Realität der Klein- 
und Mitt elbäuer:innen vorbeigehen, 
gegen hohe Bodenpreise, Lieferver-
träge und niedrige Kaufpreise, sowie 
den hohen internationalen Konkur-
renzdruck durch Freihandel.

Dabei verbieten sich Schnellschlüsse 
über die Bauernproteste, wie z.B. der 
Versuch, sie in die rechte Ecke zu stel-
len. Je nach Region und Betrieb gibt 
es Unterschiede, die sich auch in den 
Verbandsstrukturen widerspiegeln. 

An den großen, hupenden Traktoren führt in den letzten Wochen kein Weg vorbei. In Konvois bahnen sie sich, mit 
Fahnen und Schildern bestückt, ihre Wege über Stadt und Land zu den vielen Protestaktionen vor Regierungs- und 
Verwaltungsgebäuden, auf Hauptstraßen und Marktplätzen. Die Wut auf die Ampelregierung und die Kürzungspoli-
tik ist groß. Von Mario Zimmermann

Von einer Zersplitt erung der Protest-
bewegung kann jedoch nicht die Rede 
sein. Denn die Grundprobleme, vor 
denen sie stehen, sind die gleichen. 
Zusätzlich wird der Schulterschluss 
mit anderen Unternehmer:innen und 
Arbeiter:innen aus dem Handwerk 
und der Logistik gesucht. Bei letzte-
ren überwiegt eine generelle Unzu-
friedenheit mit der Ampelregierung 
gegenüber klaren Forderungen.

Die Krise hat System

Bei den Bauernprotesten ist nicht 
ohne Grund der Funke so schnell 

übergesprungen. Eine Vielzahl von 
Widersprüchen durchzieht die land-
wirtschaft liche Produktion im Ka-
pitalismus. Da sind die Klein- und 
Mitt elbäuer:innen, die mit immer 
höheren Pacht- und Kaufpreisen für 
Ackerland zu kämpfen haben. Der 
Anstieg in den letzten zehn Jahren 
war enorm, im Bundesdurchschnitt  
haben sich die Kaufpreise mehr als 
verdoppelt. Einerseits verkleinert 
sich die landwirtschaft lich nutzbare 
Fläche von Jahr zu Jahr, gleichzei-
tig drängen immer mehr Immobi-
lienkonzerne und andere Großinves-
tor:innen auf den Markt.

Der Kampf um dieses wichtige Pro-
duktionsmitt el der Landwirtschaft  
belastet die Bäuer:innen noch stärker 
im Preiskampf mit riesigen Agrar-
konzernen und anderen landwirt-
schaft lichen Betrieben. Diese Agrar-
monopole diktieren den Bäuer:innen 
die Kaufpreise für ihre Produkte, 
welche durch Importe, z.B. aus der 
Ukraine, noch stärker gedrückt wer-
den. Die ruinösen Preise sorgen unter 
anderem dafür, dass die Löhne in der 
Landwirtschaft  so gering sind. Nur 
7 % der festangestellten Landarbei-
ter:innen verdienen mehr als 18 Euro 
pro Stunde. Für Saisonarbeiter:innen 
aus Osteuropa sind die Arbeitsbedin-
gungen und Löhne noch viel schlech-
ter. In brennender Mitt agshitze ar-
beiten sie schwer für Hungerlöhne, 
von denen sie einen großen Teil für 
Massenunterkünft e gleich wieder ab-
geben müssen.

Letztendlich profi tieren nur die Kapi-
talist:innen: Ob sie in der Lebensmit-
telindustrie und im Handel die Ver-
braucherpreise erhöhen oder durch 
Pacht und Spekulation sowie nied-
rige Einkaufspreise die Bäuer:innen 
und Landarbeiter:innen auspressen 
und daran verdienen. Das zeigt deut-
lich: Arbeiter:innen und Bäuer:innen 
werden von denselben Großkonzer-
nen ausgepresst. Deshalb gehören die 
Kämpfe von Stadt und Land zusam-
men. Sie brauchen gemeinsame For-
derungen und den Schulterschluss 
auf der Straße. 
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